Bebauungsplan:
Nr. 2111 "SaarburgstraBe, 1. Anderung"

Die Stadt Landsberg am Lech erlasst aufgrund

- der §§ 2 bis 4c und der §§§ 9, 10 und 13a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. | S. 2939) geédndert worden ist.

- der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), die durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) ge&ndert worden ist.

- der Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) geéndert worden ist.

- der Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B),
die zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBI. S. 286) geandert worden ist.

- des Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI.
S. 796, BayRS 2020-1-1-1), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 9. Méarz 2021 (GVBI. S. 74) geandert worden ist.

- des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25.
Juni 2021 (BGBI. | S. 2020) geé&ndert worden ist.

- des Bayerischen Naturschutzgesetztes (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI. S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 1
des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GVBI. S. 352) geéndert worden ist

- des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmschG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 |
S. 123), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3146) geéndert worden ist.

diesen qualifizierten Bebauungsplan

Nr. 2111 "SaarburgstraRe, 1. Anderung"

nach § 13a BauGB (gemanB § 30 Abs.1 BauGB) mit Griinordnungsplan fiir die Grundstiicke im Geltungsbereich als Satzung;

far die Grundstiicke der Gemarkung Landsberg im untenstehenden Geltungsbereich. )
Es gelten fir die Grundstlicke im Geltungsbereich des Bebauungsplans SaarburgstraBe 1. Anderung

die neu formulierten Festsetzungen. Im Planungsgebiet liegen folgende Grundstiicke Flurstlick Nr. 2653/28, 2653/39 (Teilflache
SaarburgstraBBe) in der Gemarkung Landsberg. )
Der bestehende Bebauungsplan Nr. 2110 "SaarburgstraBe" wird im Geltungsbereich dieser 1. Anderung vollsténdig ersetzt.

Satzung:

| Festsetzungen durch Planzeichen und Text

1. Art der baulichen Nutzung

MU

1.1

1.2

Urbanes Gebiet nach § 6a BauNVO.
Die Ausnahmen nach § 6a Abs.3 BauNVO sind nicht zulassig.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen i. S. des § 14 Abs. 1 BauNVO

sind auBerhalb der Baugrenzen nicht zuléssig.

2. Mal der baulichen Nutzung
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GR = zulassige maximale Grundflache

Es wird ein H6henbezugspunkt festgelegt: 601,30 m GNN;

Bezogen auf +0.00 = 601,30 m GNN wird eine maximal zuldssige Gebaudehdhe (=Firsthéhe - FH)
von 11,5 m festgesetzt. Sie wird von der Oberkante des hdchsten Dachfirstes senkrecht nach unten gemessen.

Bezogen auf +0.00 = 601,30 m GNN wird eine maximal zuldssige Wandhohe

(Wandhéhe - WH-1) von 10,0 m festgesetzt.

Bezogen auf +0.00 = 601,30 m UNN wird im &stlichen Bereich eine maximal zuldssige Wandhdhe

(Wandhohe - WH-2) von 6,0 m festgesetzt.

Bezogen auf +0.00 = 601,30 m GNN wird im nérdlichen Bereich der Tiefgarage eine maximal zulassige Wandhdhe

(Wandhohe - WH-3) von 3,0 m festgesetzt.

Die Wandhdéhen (WH-1 / WH-2 / WH-3) werden, abweichend von der Wandhdéhe fur Abstandsflachen (gem. Art. 6
BayBO), am Schnittpunkt der AuBenwand (auBen) mit der Oberkante der Dacheindeckung (auB3en) bezogen auf
den Hb6henbezugspunkt senkrecht nach unten gemessen und dirfen den festgesetzten Wert an keiner Stelle

Uberschreiten.

Auf der Sudseite kann die zuléssige Wandhéhe ausnahmsweise um bis zu 0,5 m Gberschritten werden flir
technische Dachaufbauten (z.B. Aufzug, Liftung); diese Uberschreitung der Wandhéhe ist beschrankt auf eine

Lange von insgesamt 8,0 m.
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3.4

3.2

3.3

3.5

Bauweise und Baugrenzen

Abweichende Bauweise nach § 22 BauNVO
Die Tiefe der Abstandsflachen ergibt sich aus der H6he der baulichen Anlagen in
Verbindung mit den festgesetzten Baugrenzen und Baulinien.

Baugrenze

Uberschreitungen nach § 22 Abs.3 BauNVO kdénnen fir nachfolgende, untergeordnete
Bauteile ausnahmsweise zugelassen werden:

- Vordacher mit einer Tiefe von max. 1,00m und mit einer Flache von bis zu 5,0m2

Baulinie
Gebaude (Hauptbaukdérper) sind entlang dieser Linie zu errichten. Gem. Art.81 Abs.1 Nr.6
(BayBO) sind im Bereich der Baulinie keine Abstandsflachen nachzuweisen.

Abgrenzung unterschiedlicher Wandhéhen (WH-1 = 10,0m, WH-2 = 6,0m, WH-3 = 3,0m)

Bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache (TG)

Tiefgaragen (TG) sind nur innerhalb der hierflr jeweils gekennzeichneten Flachen und
innerhalb der Baulinien / Baugrenzen zulassig. Die Tiefgarageneinfahrt ist einzuhausen,
sowie die Innenverkleidung schallabsorbierend und die Regenrinne larmarm auszufihren.

4. Verkehrsflachen, Wege und Stellplatze

4.1

] a2

I I ST 4.3

[ 1TGR 4.4

4.5

4.6

Offentliche StraBenflache

StraBenbegrenzungslinie

private Stellplatze (Flache fir PKW Stellplatze, Behindertenfahrzeuge, Fahrrader)
private Flache lberdachte Zufahrt TG mit Abfahrtsrampe und Millsammelstelle
Ein- und Ausfahrt TG

Standplatze fur Abfall- und Wertstoffbehalter sind im Gebaude zu integrieren
bzw. innerhalb der Baugrenzen zu errichten

5. Grinflachen und Baume

P

5.1

5.2

5.3

5.4

Private Grinflache

Pflanzgebot fiir Laubb&dume auf der Nordseite; Lage variabel:
Flr die durch Planzeichen (oder textlich) festgesetzten Anpflanzungen auf der
Nordseite gelten folgende Angaben zu Artenauswahl:

a) Kleinbdume  Acer campestre "Elsrijk", Acer cappadocium "Rubrum"”, Alnus cordata,

Fraxinus ornus, Malus sylvestris

b) Saulenférmige Acer platanoides "Clumnare” Typ 1 oder 2, Carinus betulus "Frans
Kronen Fontaine", Quercus robur "Fastigiata Koster"

Pflanzgebot fir LaubbZume auf der Siidseite (Baumgruben mind. 12 m3); Lage variabel.
Far die durch Planzeichen festgesetzten Anpflanzungen auf der Stidseite gelten folgende
Angaben zu Artenauswabhl:

Crataegus x lavallei "Carrierei", Fraxinus ornus, Fraxinus ornus "Obelisk",
Pyrus canescens, Robinia pseudoacacia "Frisia", Corylus colurna

Die MindestgréBe der zu pflanzenden Baume aus Ziff. 5.3 und 5.4 betrégt 16-18cm
Stammumfang. Diese Bdume sind zum Erhalt fachgerecht zu pflegen und bei Fallung
an gleicher Stelle und in gleicher Art wieder nachzupflanzen.

6. Dacher und Dachaufbauten

SD, PD, FD 6.1

0° - 20°

6.2

7. Sonstiges

|
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7.2

MU

GR: 1.450m?

601,30 mu.NN

WH-1:

10,0 m

WH-2: 6,0 m

WH-3: 3,0m

FH:

11,5m

Es sind Satteldacher, Pultdacher und Flachdécher zulassig.
Bei der Errichtung von Pultdachern ist Uberall die maximal zulassige Wandhdhe einzuhalten.

Dachneigung in Grad als Mindest- und Héchstmafi3

Grenze raumlicher Geltungsbereich Bebauungsplan "SaarburgstraBe, 1.Anderung"

Nutzungsschablone

— MU Urbanes Gebiet

— zulassige maximale Grundflache

— Hohe Uber Normal Null = Bezugshéhe far WH / FH
—— max. Wandhéhe in m, bezogen auf 601,30 m NN
—— max. Wandhéhe in m, bezogen auf 601,30 m GNN
—— max. Wandhdéhe in m, bezogen auf 601,30 m GNN

—— max. Firsthéhe in m, bezogen auf 601,30 m GNN

Il. Weitere Festsetzungen durch Text

8. Art der baulichen Nutzung

8.1

9. Dacher

9.1

9.2

In den Geb&uden sind im Erdgeschoss ausschlieBlich gewerbliche und soziale Nutzungen,
im 1.0G und im 2.0G Wohnnutzungen zulassig.

Technische Dachaufbauten wie Liftungsanlagen dirfen die jeweilige Wandhdhe bzw.
bautechnische errichtete Attikahéhe um max. 1,0m Uberschreiten, sofern sie einen Abstand von
mind. 1,50m gegenliber den Geb&dudeauBenwanden und einen Abstand von mind. 5,0m zur

Brandwand vorweisen. lhre Grundflache darf insgesamt maximal 10% der Dachfldche betragen.

Die nicht als Dachterrasse genutzten Dachflachen sind als Metall- / Blech- oder als Griindacher
auszufthren und kdnnen ohne Flachenbegrenzung mit Solarthermie- bzw. Photovoltaikanlagen
versehen werden, sofern diese Anlagen einen Abstand von mind. 1,50m gegenliber den
GebaudeauBenwanden vorweisen.

10. Gelandemodellierungen, Lichtschachte

10.1

10.2

Die Kellergeschosse der Gebaude diirfen nicht durch Abgrabungen freigelegt werden.

Lichtschachte und -hoéfe sind nur unmittelbar an den KellerauBenwénden bis zu einer Breite von
max. 1,50 m zuléssig. Die Summe der Lichtschéchte und -héfe darf maximal 1/3 der
Gesamtlange der jeweiligen Geb&udeauBBenwand betragen.

11. Einfriedungen

11.1

12. Stellplatze
12.1

12.2
12.3

12.4

12.5

Es gilt die Einfriedungssatzung der Stadt Landsberg in der jeweils gliltigen Fassung.

Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Landsberg am Lech, in der Fassung vom 20.07.2016.
Abweichend hiervon ist je Wohneinheit im kommunal oder staatlich geférderten Wohnungsbau
lediglich ein KfZ-Stellplatz (StPI) vorzusehen, unabhangig von der GrdBe der Wohneinheit.

Je angefangenen 40m2 Wohnflache ist ein Fahrradstellplatz (FStPIl) nachzuweisen.

Fr Nichtwohnnutzungen ist je angefangene 100m2 Nutzflache mindestens ein
Fahrradabstellplatz (FStPI) nachzuweisen.

Oberirdische Stellplatze (StPI) sind nur in den dafir ausgewiesenen Flachen zulassig (Ziff. 4.3)
Tiefgaragen (TG) sind innerhalb der Baugrenzen / Baulinie zulassig (Ziff. 3.5)

Die oberirdischen Stellplatze (StPl) sind mit versickerungsfahigen Beldgen herzustellen.

13. Werbeanlagen

13.1

13.2

13.3

FlUr Werbeanlagen ist die Satzung der Stadt Landsberg am Lech fiir AuBenwerbung in
der jeweils gliltigen Fassung hinsichtlich der Bestimmung fir Mischgebiete anzuwenden.

Neben der Satzung gelten folgende Regelungen:

Werbeanlagen sind grundsétzlich nur am Geb&ude zuldssig. Sie sind in die Fassade zu
integrieren und auf die Architektur abzustimmen. Die einzelnen Werbeanalgen fur die
Gewerbeflédchen sind ausschlieB3lich an den geschlossenen Fassadenflachen zulédssig
sich bewegende / bewegliche Werbeanlagen sind nicht zulassig.

Warenautomaten sind in Vorgarten, privaten Verkehrsflachen und an Einfriedungen,
bzw. Stitzmauern fir Tiefgaragenabfahrten zuldssig.

14. Elektrizitats- und Fernmeldeeinrichtungen, Antennen

14.1

14.2

14.3

15. Sonstiges

15.1

Mit Leitungsrechten belastete Flachen
Samtliche Leitungen innerhalb des Bebauungsplanes sind unterirdisch zu verlegen.

Antennen, Satellitenanlagen etc. sind an den Fassaden entlang der 6ffentlichen
Verkehrsflachen nicht zulassig.

Fahrradstéander im Bereich der privaten Stellplatze zur éffentlichen StraBe hin,
SaarburgstraBe, sind nur in Ausfihrung aus einfachen, u-férmigen Bigeln aus
Flacheisen zulassig (siehe auch Gestaltungsrichtlinien "Stadtm&blierung"/LL)

16. Schallschutz

16.1

16.1.1

16.1.2

16.2

16.3

16.4

Lageskizze des geplanten Gebaudes mit zu erwartenden Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte gemaR TA L&rm

1 Léarmpegel: l:)berschreitung im Tagzeitraum
| darmpegel: Uberschreitung im Nachtzeitraum

Grundrissorientierung und bauliche SchallschutzmaBnahmen

An der Sudfassade sind im Hinblick auf gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
schutzbediirftige Aufenthaltsrdume (Wohn-, Schlaf-/ Kinderzimmer) nur
ausnahmsweise anzuordnen bzw. diese sind vorzugsweise auf zur Schallquelle
abgewandte/ abgeschirmte Fassadenbereiche hin zu orientieren.

Zum Luften erforderliche Fenster von schutzbedirftigen Aufenthaltsrdumen geman
DIn 4109-1 an Fassaden mit Beurteilungspegeln gréBer 63 dB(A) tagsiber (gelbe
Kennzeichnung) bzw. 45 dB(A) nachts (violette Kennzeichnung) sind méglichst an
die vom Larm abgewandten Fassaden zu orientieren.

Nicht vermeidbare Fenster von schutzbediirftigen Aufenthaltsrdumen geman DIN
4109-1 an den unter der Nr. 16.1.2 genannten Fassaden sind entweder

- als nicht éffenbar (festverglast) auszufihren oder

- mit Schallschutzkonstruktionen bzw. nach DIN 4109 nicht schutzbeddrftigen
Vorrdumen (verglaste Loggien, vorgehangte Fassaden, verglaster Erker, verglaste
Balkone etc.) auszustatten, die gewahrleisten, dass 0,5 m vor diesen Fenstern ein
Beurteilungspegel durch Anlagenlarm gemé&n TA L&rm von 63/45 dB(A) Tag/Nacht
(einschlieBlich der Beriicksichtigung des sog. Spitzenpegelkriteriums) nicht
Uberschritten wird. Die Mindesttiefe der Vorbauten muss deshalb mehr als 0,5 m
betragen. Diese Schallschutzvorbauten bzw. nicht schutzbediirftigen Vorrdume
mussen hygienisch ausreichend bellftet werden und dirfen nicht zu 6ffnen sein.

Alle Aufenthaltsrdume mit Fenstern (mit und ohne Schallschutzvorbauten) an der
Sudfassade ohne Mdglichkeit zur Querliftung sind ab einem Beurteilungspegel von
mehr als 63 dB(A) tagsuber (gelbe Kennzeichnung) bzw. 45 dB(A) nachts (violette
Kennzeichnung) mit zusétzlichen fensterunabhéngigen schallgeddmmten
Belliftungseinrichtungen auszustatten. L&Armgedédmmte Liftungseinrichtungen
durfen das erforderliche resultierende Bauschallddmmmaf nicht verschlechtern.

Die erforderlichen Bauschallddmmmafe der einzelnen AuBBenbauteile sind
entsprechend den ,maBgeblichen AuBenlarmpegeln® nach der DIN
4109-02:2018-01 zu bestimmen.

In der folgenden Tabelle sind die ,mafBgeblichen AuBenlarmpegel” durch Straen-
und Gewerbelérm je Fassade fir das geplante Wohn- und Geschéaftshaus sowie die
erforderlichen SchallschutzmaBnahmen dargestellt:

Anforderungen an die Luftschallddmmung von AuRenbauteilen erf R'w,res in dB nach DIN 4109
Gleichung 6 und/oder weitere erforderliche Schallschutzmanahmen am Gebéude

Aufenthaltsrdume Biirordume |erforderliche Schallschutzmafnahmen
"mafgeblicher | maRgeblicher in Wohnungen und &hnl. am Gebédude
Stack: AuBenlarm- AuRenlarm- Doppelfassade /
Fassade werh pegel" tags pegel" nachts Anforderung eff. R',, o der mech. Luftung‘;‘- Festverglasung
- anlage / Einzellif- | /verglaster Balkon /
La,tag La,nacht Aultenbauteile in dB 2) ter Loggia/ Lauben-
gangerschliefung
EG 56 59 30 30
Nord 1.0G 58 61 31 30 & -
2.0G 59 63 33 30 + 1
EG 68 83 53 33 + +
Sud 1.0G 65 83 53 30 + +
2.0G 64 83 53 30 & +
EG 50 54 30 30 - -
Ost 1.0G &1 54 30 30
2.0G 52 55 30 30
+ =  Erforderliche MaRnahme nur fir Wohnnutzung
L] = alternativ zur erforderlichen oder empfohlenen Maftnahme nur fur Wohnnutzung
2 = erf. Schallddmmung der AuRenbauteile ohne Berlicksichtigung einer Doppelfassade 0.4.

Fir den Fall, dass verglaste Balkone, Laubengange, Doppelfassaden 0.4. als Alternative
zu einer Festverglasung vorgesehen sind, kann das bewerte Schallddmm-Maf3 der
AuBenbauteile um den Betrag der Einfligedampfung der verwendeten Konstruktionen
reduziert werden, solange dabei die Mindestschallddmmung von R'w,ges = 30 dB der
Fassade hinter der Vorsatzkonstruktion nicht unterschritten wird.

Ausnahmen von den Punkten 16.1 bis 16.4 sind zuldssig, wenn sichergestellt ist, dass
die Immissionsrichtwerte geman TA Larm fur das Urbane Gebiet (MU) eingehalten
werden.

l. Hinweise, Kennzeichnung und nachrichtliche Ubernahmen

17. Ergénzende Erlauterungen zu Planzeichen

D

2912

om £ 1)

17.1  bestehende Grundstlicksgrenzen

17.2  Flursticksnummer
17.3 bestehende Gebaude
17.4  Abbruch bestehendes Gebaude

17.5 Sendemast Mobilfunk

17.6  Hohenkontrolle: OK Kanalschacht Stadtwerke Landsberg KU,
Schacht Nr 106 307: 601,15 m GNN;

17.7 MaBangabe in Meter, z.B. 7,0 m
17.8  Hydrant - Stadtwerke Landsberg KU, Nr.A325102
17.9  Die in der Satzung aufgefiihrten Normen und Richtlinien sowie die schalltechnische

Untersuchung kénnen zu den (iblichen Offnungszeiten bei der Stadtverwaltung
Landsberg am Lech eingesehen werden.

18. Handlungsempfehlung zum Ruckbau und

18.2

18.3

zu Bodenverunreinigungen / Altlasten

Erdbautétigkeiten im Planungsgebiert erfordern eine fachgutachterliche Begleitung der Arbeiten. Hierbei
ist schadstoffverdéachtiger Bodenaushub von unverdéchtigem Bodenaushub zu trennen. Verdachtiger
Bodenaushub ist in Halden zu maximal 500 m3 zwischenzulagern. Die Halden sind nach den Vorgaben
der LAGA PN 98 in Verbindung mit den einschlagigen Merkblattern des Bayerischen Landesamtes fir
Umwelt zu beproben und durch Laboruntersuchungen schadstofftechnisch zu deklarieren. Dies gilt
auch flr die vorhandenen Oberbdden hinterhalb der Altbebauung. Sie kdnnen nur als Oberbédden vor
Ort oder extern wieder eingebaut werden, wenn die Schadstofffreiheit (Einhaltung der Zuordnungswerte
Z0 bzw. der Vorsorgewerte der BBodSchV) nachgewiesen wurde. Durch Beweissicherungs-
Untersuchungen sind verbleibende Verunreinigungen bzw. die Schadstofffreiheit nachzuweisen.

Auf kiinftig sensibel genutzten Flachen (Spielplatze, Hausgarten) ist die Einhaltung der Vorsorgewerte
der BBodSchV nachzuweisen. Die Einhaltung der Vorsorgewerte ist fir Bodentiefen zwischen 0 und 60
cm bei Nutzgérten und 0 - 35 cm auf Kinderspielflachen notwendig. Die genannten Bodentiefen
beziehen sich auf die spatere Nutzungsoberflache.

Vor dem Riickbau des Gebaudes ist die Erstellung einer Gefahrdungsbeurteilung nach §6 GefStoffV
erforderlich. Die darin darzustellenden SicherheitsmaBnahmen (gem. TRGS 524) sind einzuhalten.
Grundsatzlich ist bei AbbruchmaBnahmen mineralischer Bauschutt (Beton, Ziegel) und
nichtmineralischer Bauschutt (Konstruktionsholz, Tiren, Fenster, Holzwolleleichtbauplatten,
Holzfaserplatten, Dachpappen, Kabel etc.) getrennt zu halten. Dies betrifft unter anderem auch die
unter mineralischen Bausubstanzen ,versteckten" Trennlagen aus Papier, Dampfsperren,
TrittschalldAmmungen aus EPS oder Mineralwolle etc.. Gipshaltige Baustoffe ( z. B.:
Gipskartonplatten, etc.) sind nach den derzeitigen aktuellen Regelungen nicht mehr den
mineralischen Baustoffen zuzuordnen. Deshalb sind alle gipshaltigen Baustoffe soweit mdglich zu
separieren.

Die Separation entspricht unabhangig von Schadstoffbelastungen den derzeitigen Regeln der
Technik und wird im Folgenden nicht gesondert aufgefihrt. Vor dem eigentlichen Abbruch sind im
Rahmen der Entkernung folgende Baustoffe zu separieren:

» Ausbau, Separierung und Entsorgung aller Mineralfaserprodukte unter Beachtung der
Regelungen der TRGS 521.

» Abfradsen der mit PCB und / oder Schwermetallen belasteten Farben mit Putzanhaftungen.
Das Frasgut ist zu separieren. Nach dem Abfrasen wird empfohlen, bauseits eine
Freimessung der betroffenen Abschnitte durch eine Kontrollprobe durchzufihren.

» Abfrédsen des PCB-belasteten Bodens im EG (BK 3/1). Das Frasgut ist zu separieren. Nach
dem Abfrasen wird empfohlen, bauseits eine Freimessung der betroffenen Ab schnitte durch
eine Kontrollprobe durchzufihren.

» Abfrasen des alten Estriches (BK 3/2). Das Frasgut ist zu separieren. Nach dem Abfrasen
wird empfohlen, bauseits eine Freimessung der betroffenen Abschnitte durch eine
Kontrollprobe durchzufihren.

» Unterhalb des Kellergeschosses im nérdlichen Westfliigel befindet sich ein Erdtank. Die
genaue Lage ist nicht bekannt. Eine Aushubiiberwachung des Erdtanks ist erforderlich. Nach
dem Aushub des Erdtanks sollte die Sohle beprobt werden, um eventuelle Undichtigkeiten
des Erdtanks auszuschlieBen. Bei Belastung der Sohle ist ein separater Aushub notwendig.

» Ausbau und Separierung von Styropor aus Béden und Zwischenwénden.

» Ausbau, Separierung und Entsorgung der Teerkorkisolierungen.

» Ausbau und Separierung der Fehlbddenfillungen (Kies).

» Ausbau und Separierung des schwarzen Putzes.

» Ausbau und Separierung der Schmiergrube im Raum von BK 2 mit einer Gré3e von
ca. 8 x 1,5 m, Tiefe unbekannt.

19. Niederschlagswasserbeseitigung

19.1 Anfallendes Niederschlagswasser muss auf dem Baugrundstlck versickert werden. Fir die

erlaubnisfreie Versickerung von nicht verunreinigtem, gesammeltem Niederschlagswasser
gelten grundsatzlich die Niederschlagsfreistellungsverordnung (NWFreiVO) und die
Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in das
Grundwasser (TRENGW). Gesammeltes Niederschlagswasser ist danach tber eine
geeignete Oberbodenschicht flachenhaft zu versickern. Kann die Flachenversickerung
oder das Anlagen von Mulden aus Platzgriinden nicht verwirklicht werden, so ist eine
Versickerung Uber Rigolen, Sickerrohre oder -schéchte nur zuldssig, wenn das zu
versickernde Wasser vorgereinigt wurde. An eine Versickerungsanlage dirfen héchstens
1.000m2 befestigte Flache angeschlossen werden. Sofern die Anforderungen der
Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung nicht eingehalten werden kénnen, ist dir
die Beseitigung des gesammelten Niederschlagswassers eine wasserrechtliche Erlaubnis
zu beantragen.

19.2 Beim Bau von Versickerungsanlagen in den Verdachtsbereichen wird i.d.R. im Rahmen

einer Abnahme der Nachweis zu erbringen sein, dass die Sohle der Anlagen innerhalb
schadstofftechnisch unbelasteter Béden liegt.

20. Brandschutz und Léschwasserversorgung

20.1 Die Aufstellungs- und Bewegungsflachen fir die Feuerwehr sind nach DIN1409
auszufihren.
20.2 Die Léschwasserversorgung wird (iber das bestehende Leitungsnetz der Stadtwerke

Landsberg KU und Gber die vorhandenen Hydranten sichergestellit.
Der Uberflurhydrant Nr. A325102 liegt in direkter Nachbarschaft.

1.

Objekt
Stadt Landsberg am Lech

Bebauungsplan Nr. 2111

"SaarburgstraBe 1.Anderung"

Verfahrenstrager

Stadt Landsberg am Lech
KatharinenstraBe 1
86899 Landsberg am Lech

Verfahrenshinweise
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr.2111 "SaarburgstraBe 1.Anderung”
wurde am 28.05.2014 / 29.05.2019 gefasst und am ................ ortsublich bekannt gemacht (§ 2

Abs. 1 BauGB)

Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss wurde am 29.05.2019 gefasst.

Die 6ffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) erfolgte vom ..........ccccveeeee bis
........................ Auf die Auslegungsfrist wurde durch ortsiibliche Bekanntmachung
am .. hingewiesen.

Die Beteiligung der Behdrden (§ 4 Abs. 2 BauGB) erfolgte in der Zeit vom

................... o] T

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr.2111 "SaarburgstraBe, 1.Anderung" und
der Begrindung in der Fassung vom ..........c.c....... WUrde VOM ....ccvvveenireeeninee.

aAM e gefasst (§ 10 Abs. 1 BauGB).

Landsberg, den .......cccccoviiiiiiiiiinn.

(Siegel) (Doris Baumgartl, Oberbiirgermeisterin)

Die ortslibliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr.2111
"SaarburgstraBe 1.Anderung” erfolgte am ................... dabei wurde auf die Rechtsfolgen der
§§44 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplans hingewiesen.

Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan Nr.2111 "SaarburgstraBe, 1.Anderung"
und die Begrundung, beide in der Fassung vom ....................... in Kraft (§10 Abs 3. BauGB)

Landsberg, den ...

(Siegel)

(Doris Baumgartl, Oberblrgermeisterin)

Planfertiger

Muller-Hahl & Becherer
Architekten PartGmbB
bureau fUr architektur

Alte BergstraBe 495
86899 Landsberg
08191-9789 251

info@bureau-f-a.de

"~

[JL]LANDSBERG
AM LECH

Planinhalt MaBstab
ENTWURF M 1:1000
Plandatum

17. August 2021

1014 x 592 mm




	Pläne
	Plan 01 - B.Plan A1


